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KLAGEWELLE

BGh richtet vorübergehend einen hilfsspruchkörper  
für sogenannte „Diesel-sachen“ ein
| Aufgrund der anhaltend hohen Eingangszahlen in Rechtsstreitigkeiten über Schadenersatz-
ansprüche aus unerlaubten Handlungen, die den Vorwurf einer unzulässigen Abschaltein-
richtung bei einem Kraftfahrzeug mit Dieselmotor zum Gegenstand haben (sog. „Diesel- 
Sachen“), und angesichts der Überlastung des damit bislang in erster Linie befassten VI.  
sowie des VII. Zivilsenats hat das Präsidium des Bundesgerichtshofs (BGH) mit Wirkung zum 
1.8.2021 vorübergehend einen VIa. Zivilsenat als Hilfsspruchkörper eingerichtet. |

Diesem ist die Zuständigkeit in sog. „Diesel-Sachen“ für die ab diesem Zeitpunkt neu eingehen-
den Verfahren zugewiesen. Die Zuständigkeit für die Einrichtung eines Hilfsspruchkörpers als 
Sonderform einer Vertretungsregelung zur Bewältigung einer vorübergehenden Überlastung 
liegt beim Präsidium. Die Mitglieder des Hilfszivilsenats werden nach dem Beschluss des  
Präsidiums anteilig weiterhin einem allgemeinen Zivilsenat zugewiesen bleiben. 

QUeLLe | BGH, PM Nr. 141/21 vom 22.7.2021

GESCHWINDIGKEITSVERSTOSS

einziehung eines Leasingfahrzeugs nach verbotenem rennen
| Das Landgericht (LG) Tübingen hat in einem Verfahren mit dem Vorwurf des verbotenen Kraft-
fahrzeugrennens die Voraussetzungen für eine Einziehung eines Leasingfahrzeugs verneint. |

Das Amtsgericht (AG) hatte einen VW Golf GTI eingezogen. Der Angeklagte soll damit an einem 
Kraftfahrzeugrennen teilgenommen haben. Dieses Fahrzeug stand im Eigentum einer Leasing 
GmbH. Leasingnehmerin war die Mutter des Angeklagten. Diese trug sämtliche finanzielle  
Lasten des Fahrzeugs, nutzte dieses selbst insbesondere für den Arbeitsweg, überließ es aller-
dings dem Angeklagten auch zu dessen Nutzung.

Das LG sah den Fall anders: Der Golf stehe im Eigentum der tatunbeteiligten Leasinggeberin. 
Die Einziehung wäre daher nur möglich, wenn ein Fall der sog. „Quasi-Beihilfe“ vorläge, wofür 
aber keine Anhaltspunkte bestanden. Eine sog. Sicherungseinziehung wäre zu erwägen, wenn 
der Pkw nach seiner bloßen Beschaffenheit oder der Art seiner konkreten Verwendung auch 
künftig eine Gefährdung fremder Rechtsgüter besorgen ließe, was das LG nicht hat erkennen 
können. Allein die vom AG hervorgehobene „sportliche“ Ausrichtung des Pkw ab Werk mache 
diesen abstrakt-generell so lange nicht zur sozial inadäquaten Gefahrenquelle, wie es in der 
Bundesrepublik erlaubt bleibt, ohne kompetitive Ambitionen auf den Bundesautobahnen die 
Beschleunigungs- und Geschwindigkeitspotenziale solcher Sportwagen auszureizen.

Zudem lag für das LG ein weiterer Einsatz als Rennfahrzeug fern, weil die Leasingnehmerin 
nicht im Verdacht stand, das Fahrzeug selbst zur Begehung von Straßenverkehrsstraftaten zu 
missbrauchen oder der „Raser-Szene“ anzugehören. Ihr Sohn wird voraussichtlich nicht über 
die Fahrerlaubnis verfügen, um das Fahrzeug erneut im öffentlichen Straßenverkehr zu führen.

QUeLLe | LG Tübingen, Beschluss vom 11.6.2021, 3 Qs 16/21, Abruf-Nr. 223549 unter www.iww.de
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Was ist ein Oldtimer-traktor von 1935 wert?
| Ein Oldtimer-Traktor war gestohlen worden. In einem Verfahren, das das Oberlandesgericht 
(OLG) Braunschweig jetzt entschieden hat, ging es um den Wert des Traktors. |

Der Käufer erwarb für 35.000 Euro einen Traktor Baujahr 1935. Er ließ ihn zunächst beim  
Verkäufer stehen. Dieser stellte den Traktor für mehrere Tage im Freien ab. Dort entwendeten 
ihn Unbekannte.

Von seiner Vollkaskoversicherung erhielt der Käufer 62.500 Euro, da er den Traktor so hoch 
versichert hatte. Da der Oldtimer nach Auffassung des Käufers jedoch viel mehr wert war,  
klagte er gegen den Verkäufer. Dieser sollte den unversicherten Schaden von 87.500 Euro  
ersetzen.

Das OLG gestand dem Käufer einen Anspruch auf Schadenersatz zu. Der Verkäufer habe seine 
Pflichten aus dem Verwahrungsvertrag grob fahrlässig verletzt. Denn er habe den auch ohne 
Schlüssel jederzeit startbereiten Traktor für mehrere Tage und Nächte unbeaufsichtigt im Frei-
en abgestellt und nicht gegen Wegnahme gesichert.

Der Käufer habe aber nicht bewiesen, dass der von ihm gekaufte Traktor-Oldtimer ein bestimm-
ter, höherwertiger Typ („H8“) gewesen sei. Die Wertschätzung beruhe auch auf der übereinstim-
menden Angabe von zwei Sachverständigen. Zwar bewerteten diese den Traktor unterschied-
lich. Dies hinderte den Senat aber nicht an der Schätzung des Schadens auf 72.500 Euro, die er 
durch Mittelung der von den Sachverständigen gefundenen Wertangaben vornahm. Damit hatte 
der Käufer nur in Höhe von 10.000 Euro Erfolg.

QUeLLe | OLG Braunschweig, Urteil vom 20.5.2021, 9 U 8/20, PM vom 8.7.2021

BUSSGELDVERFAHREN

Fahrverbot auch noch nach langer Verfahrensdauer?
| Dauert das Bußgeldverfahren lange, stellt sich bei einem festgesetzten Fahrverbot immer 
auch die Frage, ob das Verfahren so lange gedauert hat, dass die Verhängung eines Fahr-
verbots nicht mehr zulässig ist. Damit hat sich jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Branden-
burg noch einmal auseinandergesetzt. |

Das OLG: Bei einem Zeitablauf von über zwei Jahren zwischen Tat und Urteil bedarf es beson-
derer Umstände für die Annahme, dass ein Fahrverbot noch unbedingt notwendig ist. Bei der 
Abwägung der Umstände des konkreten Einzelfalls ist zu berücksichtigen, worauf die lange 
Verfahrensdauer zurückzuführen ist, insbesondere, ob hierfür maßgebliche Umstände im  
Einflussbereich des Betroffenen liegen oder Folge gerichtlicher oder behördlicher Abläufe sind. 
Hat der Betroffene Rechtsmittel ausgeschöpft und die in der Strafprozessordnung (StPO) und 
im Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) eingeräumten Rechte genutzt, kann ihm dies nicht als 
eine von ihm zu vertretende Verfahrensverzögerung entgegengehalten werden. Etwas anderes 
gilt, wenn die lange Dauer des Verfahrens (auch) auf Gründen beruht, die in der Sphäre des 
Betroffenen liegen. Das hat das OLG bejaht, da mehrfach der Hauptverhandlungstermin auf 
Wunsch des Betroffenen oder seines Verteidigers verschoben wurde und er mehrfach zur 
Hauptverhandlung nicht erschien, ohne sich vorher zu entschuldigen.

QUeLLe | OLG Brandenburg, Beschluss vom 16.6.2021, 1 OLG 53 Ss-OWi 221/21, Abruf-Nr. 223550 unter www.iww.de
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Wann muss ein kunde standgeld an das Autohaus zahlen?
| Eine alltägliche Situation: In der irrigen Annahme, einen Nachbesserungsanspruch zu  
haben oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt zu sein, stellt der Kunde das Fahrzeug auf 
dem Hof des Autohauses ab. Dort bleibt es eine Zeit lang stehen, bis der Kunde sein Auto  
abholt. Doch das Autohaus verlangt nun „Standgeld“. Zu Recht? Unter welchen rechtlichen 
Voraussetzungen „Standgeld“ zu zahlen ist, hat nun das Amtsgericht (AG) Werl entschieden.  |

Ein Kunde hatte nach dem Kauf eines Neufahrzeugs einen Mangel gerügt. Den hatte das Auto-
haus beseitigt, weitere Nachbesserungsarbeiten aber ausdrücklich abgelehnt. Daraufhin  
erklärte der Kunde den Rücktritt vom Kaufvertrag und stellte das Fahrzeug auf dem Gelände 
des Autohauses ab. Der Aufforderung, es innerhalb von vier Tagen abzuholen, weil andernfalls 
Standkosten anfielen, kam er nicht nach. Nach rund acht Wochen holte er sein Auto doch ab, 
ohne auf den zuvor erklärten Rücktritt zurückzukommen.

Das AG hat die Klage auf Ersatz von Standkosten in Höhe von 702,10 Euro abgewiesen. Unter 
keinem denkbaren Aspekt sei der Käufer zum Ersatz von Standkosten verpflichtet. Aus Sicht 
des AG hat sich der Käufer nicht im Annahmeverzug befunden, obwohl der Autohaus-Anwalt ihn 
unter Fristsetzung aufgefordert hatte, das Fahrzeug abzuholen.

Beachten sie | Forderungen von Kfz-Betrieben in punkto Aufbewahrungsgebühr, Verwahrgeld, 
Standgeld oder -kosten sind juristisch keine Selbstläufer. Gerichte neigen oft zu einer zurück-
haltenden Sicht. Der von den Gerichten anerkannte Tagessatz für Standkosten eines Pkw liegt 
zwischen 10 und 15 Euro. Das AG Coburg beispielsweise spricht sich für 15 Euro aus.

QUeLLe | AG Werl, Urteil vom 8.4.2021, 4 C 110/19, Abruf-Nr. 222829 unter www.iww.de; AG Coburg, Urteil vom 26.11.2020,  
12 C 2800/20, Abruf-Nr. 219352 unter www.iww.de

SCHADENERSATZ

Zulassung und Zulassungsdienst: kosten erstattungsfähig
| Der Geschädigte darf für die Zulassung seines Ersatzfahrzeugs einen Zulassungsdienst in 
Anspruch nehmen. Die dabei anfallenden Kosten muss die gegnerische Haftpflicht-
versicherung erstatten. So sagt es jetzt das Amtsgericht (AG) Wipperfürth – wie schon etliche 
Gerichte zuvor. |

Das AG Wipperfürth stellt klar: Der Schädiger bzw. seine Haftpflichtversicherung können sich 
nicht darauf berufen, dass es Sache des Geschädigten sei, sein Fahrzeug zuzulassen. Zwar ist 
dies auch erforderlich, wenn ohne den Unfall später ein neues Kraftfahrzeug angeschafft wird. 
Die Zulassung des neu beschafften Fahrzeugs wurde hier aber gerade aufgrund des Unfalls 
notwendig. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Geschädigte das unfallbeschädigte Fahrzeug 
selbst angemeldet hat. Da der Zeitaufwand des Geschädigten für den Unfall keinen ersatz-
fähigen Schaden darstellt, ist es gerechtfertigt, einen Zulassungsdienst in Anspruch zu  
nehmen, denn auch wenn die Zulassung eines neuen Kfz online schnell und unkompliziert  
möglich ist, bedeutet sie, so das AG, dennoch einen erheblichen Zeitaufwand, zumal die Fahrt 
zur Zulassungsbehörde und zurück auch noch eingerechnet werden muss.

QUeLLe | AG Wipperfürth, Urteil vom 8.7.2021, 9 C 101/20, Abruf-Nr. 223567; frühere Entscheidungen ebenso: AG Aschaffen-
burg, Urteil vom 20.10.2020, 115 C 819/20, Abruf-Nr. 218936; AG Biberach an der Riß, Urteil vom 3.2.2017, 8 C 921/16, Abruf-Nr. 
191898; AG Berlin-Mitte, Urteil vom 22.9.2016, 102 C 3073/16, Abruf-Nr. 189095; AG Erfurt, Urteil vom 24.8.2016, 5 C 870/15, Abruf-
Nr. 189092 unter www.iww.de


